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Liebe Leserin, lieber Leser,

die Sommerpause ist vorbei und die
politische Arbeit geht weiter.

In den letzten Wochen war da-
bei das wichtigste Thema der Haus-
halt, und auch in der nächsten Zeit
wird das so bleiben.

Die Sparvorschläge des Magis-
trats als Reaktion auf die veränderte
Haushaltslage werden befürwortet,
da sie der richtige Schritt für eine
weitere Konsolidierung des Haus-
halts in den nächsten Jahren sind.
Darüber hinaus wurden auch von
uns Einsparmöglichkeiten in Milli-
onenhöhe benannt. Der Sparkurs
gefährdet nicht die sozialen Errun-
genschaften in unserer Stadt, son-
dern dient dazu, auch künftig wie-
der Spielraum zu behalten.

Noch gibt es offiziell keine Koali-
tion, aber die Gespräche dazu wur-
den mit BfM und Grünen geführt:
Ergebnis noch offen.

Wir sind auch ohne Koalition
nicht untätig. Unsere zwei Initiati-
ven zum Wohnungsbau erläutern
wir Ihnen in dieser Ausgabe. Auch
zur Bürgerbeteiligung, die gerade
weiterentwickelt wird, lesen Sie ei-
nen Artikel.

Wenn Sie möchten, gehen Sie
mit uns zur Ortsbegehung in Wei-
denhausen.

Ihre Marburger SPD-Fraktion

Marburgs Zukunfts-
fähigkeit sichern

Marburg hat dank einer
soliden finanziellen Aus-
stattung in den letzten Jah-
ren die Gemeinwesenarbeit,
die Infrastruktur, die Bil-
dung und vieles andere
mehr überdurchschnittlich
gefördert und entwickelt.

Nun hat sich die finan-
zielle Situation recht dras-
tisch verändert (Gewerbe-
steuerrückzahlung), so dass
wir reagieren müssen. Die bereits be-
gonnene Konsolidierung des Haus-
halts müssen wir dringend weiterfüh-
ren, auch um die Handlungsfähigkeit
der Stadt Marburg zu erhalten.
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Unser Ziel sind ausgeglichene
Haushalte, in denen die Erträge auf
der Einnahmenseite und die Aufwen-
dungen auf der Ausgabenseite minde-
stens übereinstimmen. Hierfür ist
eine deutliche Aufgaben- und Ausga-
benkritik in allen Politikfeldern nötig.

Wenn wir unsere Gestal-
tungshoheit behalten wol-
len, dürfen nicht Zins- und
Tilgungslasten für Schulden
unsere Handlungsfähigkeit
beschränken. Die Finanzie-
rung von weiteren Investi-
tionen nur „auf Pump“ leh-
nen wir ab, weil Zins und
Tilgung über die laufenden
Einnahmen zu erwirtschaf-
ten sind.

Wir müssen in Zukunft stärker da-
rauf achten, dass Nutznießer/-innen
städtischer Angebote und Leistungen
entsprechend ihrer wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit stärker in die
Pflicht genommen werden. Deshalb
werden wir dafür Sorge tragen, dass
der Anteil der Eigenfinanzierung auf
ein angemessenes Maß angehoben
wird. Gebühren, Eintrittsgelder usw.
sind dabei wie bisher so zu gestalten,
dass einkommensschwache Mitglie-
der der Stadtgesellschaft nicht be-
nachteiligt werden und zugleich stär-
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Jahrelang haben die sehr gu-
ten Gewerbesteuereinnah-
men dazu geführt, dass die
Gebühren und Beiträge in
der Stadt nicht angepasst
werden mussten, auch dort
nicht, wo die Kosten unver-
hältnismäßig gestiegen sind.
Für die hervorragende Kin-
dertagesbetreuung hatte die
Stadt im Jahr 2005 schon ei-
nen Zuschussbedarf von 8,4
Millionen Euro. Der ist in den
letzten 10 Jahren auf 16,7 Millionen ge-
stiegen und in diesem Jahr sind nach
Plan schon über 18 Millionen fällig. In

den vergangenen Jahren wurden Kin-
dertagesstätten gebaut, die Betreu-
ungszeiten ausgeweitet und jedes Jah-
re viele Erzieher/innen neu eingestellt.

Eigentlich sollte die Bildungsein-
richtung Kindertagesbetreuung wie
die Schulen für alle Kinder zum Null-
tarif zur Verfügung stehen. Hierzu

wäre aber eine Finanzie-
rung durch Bund und Land
aus Steuereinnahmen not-
wendig.

Eltern, die ihr Kind in
Niederweimar in die Ganz-
tagsgruppe schicken, zah-
len monatlich 214 Euro und
in Lahntal 270 Euro; in Mar-
burg aktuell nur 139 Euro.
Selbst bei diesen Elternbei-
trägen besteht noch ein ho-
her kommunaler Zuschuss-

bedarf. In Marburg kommt noch
hinzu, dass kein Kind aus finanziellen
Gründen den Kindergarten nicht be-
suchen kann. Mehr als ein Drittel der
Eltern sind von der Zahlung der Beiträ-
ge ganz befreit, fast ein weiteres Drit-
tel zahlt ermäßigte Gebühren.

Wir wollen andererseits weder ein-
fach die Öffnungszeiten verkürzen noch
die Qualität der Betreuung durch weni-
ger Personal verschlechtern. Stattdes-
sen sollen alle Kinder einen angemesse-
nen Platz in einer guten Kindertages-
stätte erhalten! Deshalb halten wir eine
Anpassung der Beträge – natürlich so-
zial gestaffelt wie bisher – für drin-
gend erforderlich. Gebührenanpas-
sungen tun weh! Ja, aber wir hoffen
auf das Verständnis der betroffenen
Eltern! Denn das ausgezeichnete An-
gebot mit seiner Ganztagsversorgung
wird so erhalten.

Kindertagesbetreuung.Was kostet sie
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Alexandra Klusmann, gebo-
ren 1968, in Braunschweig
kam 1989 zum Studium
nach Marburg. Sie ist verhei-
ratet und hat zwei erwach-
sene Töchter. Seit 1986 ist
sie in der SPD und war bei
den Jusos in ihrem Heimat-
ort aktiv. In der Marburger
SPD gehört sie dem Stadt-
verbandsvorstand an. Für die Fraktion
ist sie im Ausschuss für Soziales, Ju-
gend, Gleichstellung und im Senioren-
beirat. Zudem gehört sie auch dem
Ortsbeirat Campusviertel an. Ihre
Schwerpunkte sind Sozial- und Wirt-
schaftspolitik. Außerdem setzt sie sich

auch für die Stärkung der
Außenstadtteile ein. Wenn
es mal nicht um Politik
geht, engagiert sie sich als
erste Vorsitzende für die
Kulturloge und ist Mitglied
bei den Soroptimisten.

Dr. Fabio Longo

wurde 1975 in
Kassel geboren, lebt seit
vielen Jahren in Marburg
und ist Stadtverordneter
aus dem Südviertel. Von Be-
ruf ist er selbständiger
Rechtsanwalt und speziali-
siert auf das Verwaltungs-

und Energierecht. Er ist verkehrs-,
energie- und umweltpolitischer Spre-
cher von Fraktion und Partei und sitzt
im Ausschuss für Umwelt, Energie
und Verkehr. Erfahrung hierfür bringt
er aus Vellmar im Kreis Kassel mit, wo
er von 1997 bis 2005 schon einmal
Stadtverordneter war. Ehrenamtlich
ist er als Vizepräsident der gemein-
nützigen Europäischen Vereinigung
für Erneuerbare Energien (EUROSO-

LAR e.V.) aktiv und für die
Friedrich-Ebert-Stiftung ist
er Vertrauensdozent. Wich-
tig ist ihm der Einsatz für ein
modernes Verkehrssystem
in Marburg durch eine bes-
sere Verbindung unserer
Stadt mit dem Umland und
der Region (Straßenbahn,
UniTram).

kere Glieder einen höheren Anteil
beitragen.

Marburg profitiert davon, dass am
Pharmastandort weiterhin Investitio-
nen vollzogen werden, die sowohl at-
traktive Arbeitsplätze schaffen als
auch das Gewerbesteueraufkommen
dauerhaft sichern. Schon heute hat
Marburg ein Gewerbesteueraufkom-
men, das in Relation zu anderen Städ-
ten deutlich höher ist. Wir setzen da-
rauf, dass Unternehmen auch
weiterhin in Marburg investieren. Die
weitere Erhöhung der Gewerbesteuer
zur Lösung aktueller Haushaltsproble-
me lehnen wir deshalb ab. Wir wollen
Verlässlichkeit für Investitionsent-
scheidungen für Marburg.

Bei den notwendigen Einsparun-
gen werden wir darauf achten, dass
keine Positionen gekürzt werden, die
aus kommunaler Verantwortung und
Verpflichtung zur Förderung einer so-
lidarischen Stadtgesellschaft geeig-
net erscheinen.

Wir erwarten von allen, die sich an
einer künftigen Mehrheit in der Stadt-
verordnetenversammlung beteiligen
wollen, dass sie sich den aktuellen He-
rausforderungen stellen und gewillt
sind, an guten Lösungen mitzuarbei-
ten, die die soziale, ökonomische und
kulturelle Basis der Universitätsstadt
Marburg weder gefährden noch im
Anspruchsdenken überfordern. Ziel ist
es, die Zukunftsfähigkeit Marburgs zu
erhalten. ■
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In dieser Wahlperiode ist
Wohnraumschaffung eines
unserer zentralen Anliegen.
Dazu hat die Stadtverordne-
tenversammlung bereits ein
Wohnraumversorgungskon-
zept beschlossen, das wir
jetzt konkret mit Leben fül-
len und umsetzen möchten.
Besonders für Sozialwoh-
nungen besteht Nachholbe-
darf; hierzu haben wir zwei
Anträge im Stadtparlament
eingebracht.

Zum Einen bitten wir den Magis-
trat, für den Bereich rund um den Süd-
bahnhof einen Masterplan zu entwi-
ckeln, um diesen Bereich auch
planerisch neu zu ordnen und – wo
dies miteinander verträglich möglich
ist – Wohnraumpotentiale zu ermit-
teln. Zum Anderen haben wir bean-
tragt, in enger Zusammenarbeit und
Abstimmung mit dem DBM und der
städtischen Wohnungsbaugesellschaft
GeWoBau einen städtebaulichen Rah-
menplan für den Bereich „Am Krekel“
zu entwickeln, um eine großflächige
Neuentwicklung für sozial gebunde-
nen Wohnraum zu schaffen. Der Be-

reich „Am Krekel“ hat den
Vorzug, dass die Stadt be-
ziehungsweise städtische
Töchter in weiten Teilen
bereits Grundstückseigen-
tümer sind und damit der
Zugriff auf Flächen erleich-
tert ist. Zugleich bietet die
räumliche Nähe zur Lahn Er-
holungsraum und der Be-
reich ist mit guter inner-
städtischer Anbindung und
relativ kurzen Wegen zu an-

deren infrastrukturellen Einrichtungen
lagegünstig. Eingebettet in den zu er-
stellenden Masterplan für das Ge-
samtgebiet zwischen Konrad-Adenau-
er-Brücke, Cappeler Straße, Südspange
und Gisselberger Straße lässt sich so
ein neues Quartier mit vielen städte-
baulichen Qualitäten entwickeln.

Beide Anträge sehen darüber hin-
aus natürlich vor, auch die Bürgerin-
nen und Bürger früh in die Planungs-
prozesse mit einzubeziehen, ebenso
wie die angrenzenden Stadtteilge-
meinden. Wir freuen uns, wenn Sie
diese Entwicklung aktiv begleiten und
sind gespannt auf Ihre Vorschläge
hierzu.
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15.00 Uhr: Weltkindertagsfest,
Waggonhallen-
gelände, Rudolf-
Bultmann-Straße 2a
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17.30 Uhr: Ortsbegehung Weiden-
hausen, Treffpunkt:
Sparkasse Weidenhäuser
Straße

19.00 Uhr: Öffentliche Fraktions-
sitzung, Jugendherberge
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16.30 Uhr: Besuch DBM-Servicehof,
Am Krekel 17

18.30 Uhr: Besuch der Richtsberg-
schule, Karlsbader Weg 3
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17.00 Uhr: Besuch der Steinmühle,
Steinmühlenweg 21
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19.00 Uhr Besuch des Jugendwald-
heims Roßberg,
Forsthaus 1
35085 Ebsdorfergrund
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16.30 Uhr: Besuch des Evangelischen
Kirchenkreisamtes,
Universitätsstraße 45

Mehr Wohnraum schaffen
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Die Marburger SPD-Fraktion
Biegenstraße 33
35037 Marburg
Telefon (0 64 21) 1 69 90-14
Telefax (0 64 21) 1 69 90-18
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Thomas Neutze und Gabriele Rudolph

���� fotolia, Georg Kronenberg

����� Grafische Werkstatt von 1980, Kassel;
im Auftrag von msi, Marburg
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Redaktionsschluss: 12. September 2016

Die Marburger SPD-Fraktion vor Ort
70.Aktionswoche 25.– 30.9.2016
Kommen Sie mit uns ins Gespräch!

Am 26. September beginnen wir unsere Besuchswoche mit einer Ortsbegehung in
Weidenhausen. Wir treffen uns mit dem neuen Ortsbeirat und im Anschluss laden
wir Sie zu einer öffentlichen Fraktionssitzung in der Jugendherberge ein.

Auf dem Programm stehen wieder zwei Schulbesuche: Richtsbergschule und
Steinmühle. Im Jugendwaldheim Roßberg sind wir auch zu Gast. Unsere regelmä-
ßigen Gespräche im evangelischen Kirchenamt setzen wir ebenfalls fort.
Ihre Marburger SPD-Fraktion

Aktuelle Informationen
zur Arbeit der Marburger
SPD-Fraktion:
www.spd-fraktion-marburg.de



Dr. Mohammad Reza Mal-

manesh wurde 1963 in Isfa-
han im Iran als fünftes von
sechs Kindern geboren. 1986
kam er nach Deutschland
und studierte später in Mar-
burg Politikwissenschaft, So-
ziologie und Völkerkunde. Er
war Stipendiat der Fried-
rich-Ebert-Stiftung und pro-
movierte zum Thema „Blinde unter
dem Hakenkreuz“.

Nach Tätigkeit als wissenschaftli-
cher Mitarbeiter an der Uni Marburg
wurde er 2003 Mitarbeiter der Arbeits-
agentur in Limburg, Wetzlar, Dillen-
burg und seit Ende 2008 in Marburg.

In die SPD eingetreten ist er 2004
und seit 2010 gehört er dem Ortsbeirat

Wehrda an, in dem er auch
mehrere Jahre stellvertre-
tender Ortsvorsteher war.
2015 erhielt er das Histori-
sche Stadtsiegel der Univer-
sitätsstadt Marburg. In der
Stadtverordnetenversamm-
lung sitzt er im Ausschuss
für Schule und
Kultur. Sein Mot-

to: „Ich möchte mich für glei-
che Chancen und Möglich-
keiten aller Menschen in
Marburg, unabhängig ihrer
Herkunft und Voraussetzun-
gen einsetzen!“

Anna Rembas wurde 1992
in Gießen geboren und ist

2012 für ihr Studium der Politikwis-
senschaft nach Marburg gezogen.
Neben ihrem Engagement in der SPD
und bei den Marburger JUSOS ist sie
auch Mitglied bei ver.di und dem VfL
Marburg.

Im Parlament möchte sie vor allem
die Interessen der jungen Generation
vertreten.

„Es gilt deshalb Politik voraus-
schauend zu gestalten und unsere
Gesellschaft durch progressive Ansich-

ten voranzubringen. Mar-
burg soll so auch in Zukunft
durch neue Ideen und nach-
haltige Konzepte eine le-
benswerte Stadt bleiben.“

Die SPD-Fraktion vertritt
sie im Ausschuss für Bau
und Planung, Liegenschaf-
ten sowie im Ausschuss für
Umwelt, Energie und Ver-
kehr.

Bürgerbeteiligung – ein gro-
ßes Wort mit vielen Erwar-
tungen. Wie soll sie künftig
aussehen? Der Magistrat
hat dazu ein Papier vorge-
legt, das vor allem eines
zeigt: Wenn man es ernst
meint mit der Bürgerbeteili-
gung, ist es mit Schnell-
schüssen nicht getan.

Wir haben in Marburg
bereits eine stark ausge-
prägte Beteiligungskultur.
Manche meinen, man müsse nur ein
paar Online-Angebote hinzufügen
und eine Beteiligungssatzung be-
schließen, und dann sei alles gut. Wir
sehen das anders.

Ziel von Bürger(innen!)beteiligung
muss sein, die Qualität politischer
Entscheidungen zu verbessern. Wir
sind davon überzeugt, dass jenseits
etablierter Strukturen viele Menschen
mit viel Wissen und Erfahrung in der
Stadt leben, die neu für die Mitwir-
kung an den Entscheidungen für Mar-
burg gewonnen werden können:
Menschen, die vielleicht wenig Erfah-
rung mit „Gremien“ haben, oder die
durch ihre Arbeitszeiten nicht regel-
mäßig zu Sitzungen gehen können.
Auch sie sollen künftig stärker einbe-
zogen werden.

Bürgerbeteiligung kann nicht
von oben verordnet werden.
Uns ist es wichtig, aus ei-
nem intensiven Dialog he-
raus die Konzepte und Re-
geln zu entwickeln, mit
denen auch neue Impulse
aufgegriffen werden und
Eingang in die Marburger
Kommunalpolitik finden.
Dieser Dialog wird seine
Zeit brauchen. Vorausset-
zung ist, dass notwendige

Informationen für alle zur Verfügung
stehen. Daran wird gearbeitet und
dann wollen wir Schritt für Schritt
weitergehen.

Die politische Lage
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Nach der Kommunalwahl im März hat-
ten wir zunächst Sondierungsgesprä-
che mit möglichen Koalitionspartnern
in der Stadtverordnetenversammlung
aufgenommen. Erstes Ergebnis war
eine Zählgemeinschaft mit den Bür-
gern für Marburg (BfM). Die Koali-
tionsgespräche (erstmals mit drei
Partnern: SPD, BfM und Grünen) ha-
ben sich zu Beginn schwierig gestal-
tet. Doch selbst eine koalitionsfreie
Zeit ist keineswegs von Stillstand ge-
prägt: Anträge der SPD-Fraktion wur-
den erarbeitet, eingebracht und er-
folgreich im Parlament verabschiedet.
Darunter solche zur Parkplatzsituation,
zum Wohnungsbau und auch zum Bil-
dungsbauprogramm (BiBaP). Bereits in
der Sommerpause haben die verschie-
denen Arbeitskreise der SPD-Fraktion
Positionspapiere erarbeitet, die wei-
teren Verhandlungen
als Grundlage dienen.
Marburg. Klar für die

Zukunft – auch unter
der besonderen He-
rausforderung der aktu-
ellen und zukünftigen
Haushaltslage wird un-
sere sozialdemokrati-
sche Handschrift in
weiteren Verhandlun-
gen sehr deutlich er-
kennbar sein!

Marburg besser machen
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